
Liebe Genossinnen und Genossen,

das vergangene Jahr hat das wahre Ge-
sicht von CDU/CSU und FDP gezeigt. An-
statt sich am Allgemeinwohl zu orientie-
ren, lässt sich die Bundesregierung nur 
von Einzelinteressen leiten. Diese Politik 
zieht sich durch ihre Regierungszeit. Ihr 
Sparpaket vertieft die soziale Spaltung 
in Deutschland und vergrößert die Kluft 
zwischen Arm und Reich. 

Bürgerinnen und Bürger in Ostdeutsch-
land sind von den Einschnitten im Sozi-
albereich besonders betroffen. Die Kür-
zungen wirken sich in Regionen mit 
mehr Langzeitarbeitslosigkeit und Armut 
stärker aus. Gleichzeitig sind es die Ge-
genden mit niedrigerer Wirtschaftsleis-
tung. Alle drei Faktoren treffen auf den 
strukturschwächeren Osten in höherem 
Maße zu. In den Jahren 2011 bis 2014 muss Thüringen 
550 Millionen Euro an Sozialkürzungen verkraften.

CDU/CSU und FDP treffen mit ihrem Sparpaket die so-
zial Schwachen am härtesten. Menschen mit keinem 
oder geringem Einkommen können nichts oder nur we-
nig sparen. Deshalb geben sie ihr Geld komplett oder 
fast vollständig für ihren Lebensunterhalt aus. Künftig 
aber werden sie dafür noch weniger in der Tasche ha-
ben und entsprechend weniger kaufen. Am Ende hat 
dies auch negative Folgen für die regionale Wirtschaft. 

Die schwarz-gelbe Bundesregierung entsolidarisiert 
mit ihren Sozialkürzungen und ihrer Gesundheitspo-
litik die Gesellschaft. Die Abgeordneten von CDU/CSU 

und FDP bitten die zockenden Banken immer noch 
nicht zur Kasse und beteiligen sie nicht an den Kosten 
der Finanzkrise! 

Im November haben über 6.000 Menschen in Erfurt ge-
gen die Sparmaßnahmen demonstriert. Gemeinsam 
mit gesellschaftlichen Gruppen wie den Gewerkschaf-
ten und den Sozialverbänden werden wir in den kom-
menden Monaten unseren Widerstand gegen die Poli-
tik von CDU/CSU und FDP verstärken. Als Landesgruppe 
wollen wir unseren Teil dazu beitragen und freuen uns 
auch künftig über jede Gelegenheit, um mit euch ins 
Gespräch zu kommen.

Eure Iris, Euer Steffen und Euer Carsten

SPD-Landesgruppe im Deutschen Bundestag: Iris Gleicke, Steffen-Claudio Lemme  
und Carsten Schneider

SPD kämpft gegen soziale Kälte
Politik der Bundesregierung spaltet die Gesellschaft
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Wieder einmal verteilt Schwarz-Gelb großzügig Ge-
schenke. Wie gewohnt wird dabei eine Minderheit be-
dacht – diesmal Großgrund-Alteigentümer auf Kosten 
ostdeutscher Landwirte. Das neue Flächenerwerbsän-
derungsgesetz sieht nämlich vor, längst entschädigten 
Gutsbesitzern erneut die Chance zu geben, landwirt-
schaftliche Flächen günstig zu erwerben. 

Für Alteigentümer gelten die Bodenpreise aus dem Jahr 
2004 – die heutigen Werte der Grundstücke sind aber 
um ein Vielfaches höher. Und damit ihre Klientel auch 
ausreichend bedient ist, haben CDU/CSU und FDP den 
Anspruch auf diese erheblichen Vergünstigungen auf 
Angehörige der Alteigentümer des ersten, zweiten, drit-
ten und – falls diese nicht mehr leben – sogar auf Ver-
wandte vierten Grades ausgeweitet. Dies ist eine bo-
denlose Frechheit gegenüber den ostdeutschen Land-
wirten, denn sie dürfen sich nun hinter den entfern-
ten Verwandten der bereits entschädigten ehemaligen 
Gutsbesitzer anstellen!

Die Bundesregierung versuchte quasi unter der Hand 
und ganz ohne großes Aufsehen, das Gesetz zu verab-
schieden. Anfang Dezember fand eine öffentliche An-
hörung dazu statt, die wir als SPD-Fraktion beantragt 

hatten. Dabei ist klar geworden, wie Ostdeutschland 
von der Neuregelung benachteiligt wird.

Zwischen 1945 und 1949 wurden Eigentümer von 100 
Hektar pauschal enteignet. Bei der Wiedervereinigung 
1990 wurde diese Regelung übernommen und Alteigen-
tümer erhielten eine Entschädigung. Nach dem neuen 
Flächenerwerbsänderungsgesetz können Alteigentü-
mer wieder zu einem Vorzugspreis aus dem Jahr 2004 
Flächen kaufen.

Im Jahr 2009 wurden fast die gesamten von der Boden-
verwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) zu üb-
lichen Konditionen ausgeschriebenen Flächen von lo-
kalen Landwirtschaftsbetrieben erworben. Nun gibt 
es zwischen 11.000 und 12.000 ausgleichsberechtigte 
Alteigentümer, deren Anreiz zum Flächenerwerb durch 
das Gesetz erheblich steigt. Damit könnten so gut wie 
alle noch im Besitz der BVVG befi ndlichen Flächen be-
troffen sein. Dass nach dem neuen Flächenerwerbsän-
derungsgesetz für ostdeutsche Landwirte kaum noch 
etwas übrig bleibt, kümmert die aktuelle Regierung  
nicht. Aber wir lassen nicht zu, dass die ostdeutschen 
Landwirte und ihre berechtigten Interessen missachtet 
werden!  n

ostdeutsche Landwirte benachteiligt
Schwarz-Gelb entschädigt erneut Gutsbesitzer

Iris Gleicke
ist	seit	1990	mitglied	des	deutschen	bundestages	und	vertritt	die	bürgerinnen	und	
bürger	aus	suhl	sowie	den	landkreisen	schmalkalden-meiningen	und	hildburghausen.

Iris	ist	parlamentarische	Geschäftsführerin	der	spd-bundestagsfraktion	und	sprecherin	
der	landesgruppe	ost	der	spd-bundestagsabgeordneten.	sie	gehört	dem	ältestenrat	
des	deutschen	bundestages	an.	

außerhalb	des	bundestages	ist	Iris	u.	a.	stellv.	landesvorsitzende	der	thüringer	spd,	
beisitzerin	im	Vorstand	des	thüringer	mieterbundes,	Vorsitzende	des	Fördervereines	
Jugendzentrum	Wiesenbauschule	e.	V.	schleusingen	und	Vorsitzende	des	asb	suhl.

www.iris-gleicke.de
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Kaum eine andere Frage erhitzt die Gemüter so sehr 
wie die nach der Existenzsicherung von Menschen, die 
ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten können. 
Während dieses Problem in der Bundesregierung an-
fangs mit „spätrömischer Dekadenz“ abgetan wurde, 
waren wir uns unserer Verantwortung immer bewusst. 

Wir als SPD fordern, dass die soziale und gesellschaft-
liche Teilhabe von Kindern durch angemessene Regel-
sätze gewährleistet sein muss. Nichtsdestotrotz beteili-
gen wir uns nicht am Wettlauf um die höchsten Regel-
satzforderungen, sondern gehen dieses Thema auf ver-
schiedenen Ebenen an. Für uns ist es wichtig, dass die 
Regelsätze in Verbindung mit einem gesetzlichen Min-
destlohn steigen. Langzeitarbeitslose und Geringver-
diener dürfen nicht mehr wie bisher von CDU/CSU und 

FDP gegeneinander ausgespielt werden. Nicht das Exis-
tenzminimum muss unter den niedrigsten Löhnen lie-
gen, sondern die niedrigsten Löhne darüber!

Regelsätze für Kinder und Erwachsene müssen nach-
vollziehbar ermittelt sein und die unterschiedlichen Be-
darfe realitätsnah abbilden. Außerdem drängen wir da-
rauf, dass besondere Bedarfe wie Klassenfahrten oder 
Kosten in Folge chronischer Erkrankungen abgedeckt 
werden. Zu unserem Gesamtkonzept gehört ebenso ein 
Ausbau der Bildungsinfrastruktur, damit Kinder über-
haupt ihren Anspruch auf Förderung und Teilhabe ein-
lösen können. 

Ein Leben in Würde muss auch Erwerbslosen ermög-
licht werden und dafür macht sich die SPD stark.  n

Unsere Gesellschaft wird im-
mer älter. Der demographi-
sche Wandel in Deutschland 
stellt die Politik seit Jahren vor 
die Frage nach der finanziellen 
Absicherung im Alter. Mittler-
weile ist unumstritten, dass 
eine schrittweise Anhebung 
des Renteneintrittsalters den 
Anstieg des Beitragssatzes in 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung in den nächsten Jah-
ren begrenzen kann. Dadurch 
würden die Beitragszahler 
und vor allem die Jüngeren 
weniger belastet.

Aktuelle Untersuchungen zur 
Beschäftigungssituation der 
rentennahen Jahrgänge der 
60- bis 64-Jährigen zeigen, dass sich der Anteil der sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten in dieser Alters-
gruppe auf 21,5 Prozent erhöht hat. Damit sind jedoch 
noch immer nicht genug ältere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beschäftigt. Eine Anhebung des Renten-
eintrittsalters würde unter diesen Bedingungen wie 
eine Rentenkürzung wirken und die Altersarmut nur 
verstärken. 

Wir fordern daher, dass die realen Arbeitsmarktbedin-
gungen alle vier Jahre von der Bundesregierung über-
prüft werden – so wie wir Sozialdemokraten es mit un-
serer Überprüfungsklausel durchgesetzt haben. Gegen-
wärtig ist ein höheres Renteneintrittsalter aus arbeits-
marktpolitischen, wirtschaftlichen und sozialen Grün-
den definitiv verfrüht! Deshalb muss der Einstieg in die 
Rente mit 67 verschoben werden.  n

Regelsätze am realen Bedarf festlegen
Soziale und gesellschaftliche Teilhabe von Kindern sichern
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Einstieg in Rente mit 67 verschieben
Beschäftigungssituation für Ältere verbessern
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Steffen-Claudio Lemme
ist	seit	2009	mitglied	des	deutsche	bundestages	und	vertritt	die	bürgerinnen	und	
bürger	aus	den	landkreisen	Kyffhäuser,	sömmerda	und	Weimarer	land.

steffen	ist	stellv.	Vorsitzender	der	arbeitsgruppe	strategien	gegen	rechtsextremismus	
der	spd-bundestagsfraktion.	er	ist	ordentliches	mitglied	im	Gesundheitsausschuss	
und	im	petitionsausschuss.	außerhalb	des	bundestages	arbeitet	steffen	als	Gewerk-
schaftssekretär	und	ist	Versichertenvertreter	im	Verwaltungsrat	der	aoK	plUs.	darü-
ber	hinaus	ist	er	stellv.	landesvorsitzender	der	arbeitsgemeinschaft	für	arbeitnehmer-
fragen	(afa)	in	thüringen	und	mitglied	im	bundesvorstand	der	Volkssolidarität	e.	V.

www.steffen-lemme.de

Seit dem Jahr 1972 ist Leiharbeit in Deutschland ein ar-
beitsmarktpolitisches Instrument, um vorübergehen-
den Personalbedarf zu decken. Ursprünglich mit stren-
gen Regeln und für konjunkturelle Hochphasen ge-
schaffen, sind nun die negativen Folgen der Liberalisie-
rung unübersehbar. 

Die Skandale um Schlecker und Co. haben gezeigt, dass 
jederzeit Missbrauch droht. Strengere gesetzliche Re-
gelungen sind daher dringend notwendig. Die gegen-
wärtige Ausgestaltung bedroht in erster Linie reguläre 
Beschäftigung und verstößt zudem gegen die im Jahr 
2008 verabschiedete EU-Richtlinie für Leiharbeit. Diese 
sieht im Kern sowohl die zeitliche Befristung als auch 
die grundsätzliche Gleichbehandlung hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen und Entlohnung vor. 

Trotz dieser klaren europäischen Vorgaben sind CDU/
CSU und FDP nicht bereit zu handeln und ignorieren die 
Nachteile der Betroffenen. Unklar ist, welches genaue 
Ziel Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen mit 
ihrer Hinhaltetaktik verfolgt. Fest steht, dass sie bisher 
den überfälligen Gesetzentwurf noch nicht vorgelegt 
hat. Gegenwärtig will sie weder den Beschäftigten in 
der Leiharbeit noch den Arbeitgebern ein klares Signal 
geben. 

Infolge des jüngsten Aufschwungs zählte das Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftliche Institut der Hans-
Böckler-Stiftung im Sommer 2010 deutschlandweit 
rund 830.000 Beschäftigte in der Leiharbeit. Im vergan-
genen September lag die Zahl in Thüringen bei etwa 
30.000 – fast 30 Prozent mehr Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeiternehmer als ein Jahr zuvor. Im No-
vember 2010 waren unter den rund 12.000 offenen Stel-
len im Freistaat fast 4.800 Leiharbeitsverhältnisse – ein 
Anteil von knapp 40 Prozent. 

Der Trend hält an und spaltet die Beschäftigten in 
Stamm- und in Leiharbeiterbelegschaften. Dies unter-
gräbt die Mitbestimmungsrechte in den Betrieben. In 
der Konsequenz können sich Arbeitgeber ihrer sozialen 
Verantwortung gegenüber einem Teil ihrer Mitarbeiter 
entziehen. 

Diese Entwicklung ist auf keinen Fall hinnehmbar. Ge-
rade deutsche Unternehmen sind aus der Finanz- und 
Wirtschaftskrise gestärkt hervorgegangen. Für uns gilt: 
Gleiches Geld für gleiche Arbeit! Nicht nur zwischen 
Stammbelegschaft und Leiharbeitern, sondern gene-
rell. Darum werden wir weiter mit den Beschäftigten 
und den Gewerkschaften für einen fl ächendeckenden 
gesetzlichen Mindestlohn kämpfen. Denn nur gemein-
sam sind wir stark!  n

Leiharbeit braucht wieder strengere regeln
Regierung bleibt gesetzliche Regelungen schuldig  

afa-Landeskonferenz: frank Weber (Landesvorsitzender), 
Steffen-Claudio Lemme (Stellvertreter)
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Wer bisher die Klientelpolitik der Bunderegierung im 
Gesundheitsbereich bezweifelt hat, müsste spätestens 
durch das neue Gesetz zur Finanzierung der Gesetzli-
chen Krankenversicherung überzeugt sein. 

Die Bilanz dieser sogenannten Reform ist ernüchternd. 
Ja, man muss sie als versichertenfeindlich bezeichnen. 
Einerseits steigt der Beitragssatz zur Krankenversiche-
rung um 0,6 Punkte auf 15,5 Prozent. Andererseits kön-
nen sich die Zusatzbeiträge – die bisher gedeckelt wa-
ren – beliebig erhöhen. Die gesetzlichen Kassen müssen 
zukünftige Finanzierungsdefizite zunächst über Anhe-
bungen der Zusatzbeiträge ausgleichen, die nun unbe-
grenzt erfolgen können. 

Hinter dieser Regelung steckt Methode. Mit dem un-
gebremsten Anstieg der Zusatzbeiträge ebnet Bundes-
gesundheitsminister Philipp Rösler den Weg zu sei-
nem unsozialen Kopfpauschalen-System. Die gesetz-
lich Versicherten müssen so in Zukunft die Kostenstei-
gerungen im Gesundheitswesen über Zusatzbeiträge 
beziehungsweise kleine Kopfpauschalen allein schul-
tern. Verschärfend kommt hinzu, dass die Arbeitgeber-
beiträge zur Krankenversicherung bei 7,3 Prozent ein-
gefroren werden. Hier hat Schwarz-Gelb ein tragendes 
Element unseres gewachsenen Solidarsystems kurzer-
hand beerdigt. Und auch die private Krankenversiche-

rung hat mit dem einfacheren Wechsel von der GKV in 
die PKV ein Geschenk von der christlich-liberalen Koali-
tion erhalten. 

All dies lässt nur eine Bewertung zu: CDU/CSU und FDP 
regieren gegen die Interessen der gesetzlichen Versi-
cherten mit kleinen und mittleren Einkommen, wäh-
rend sie Arbeitgeber, Besserverdienende und PKV-Ange-
hörige verschonen. Deshalb streiten wir weiter für die 
solidarische Bürgerversicherung und gegen die Kopf-
pauschale von Schwarz-Gelb.  n

Derzeit spielt die Terrorbedrohung durch fundamen-
talistische Islamisten in der Öffentlichkeit die größte 
Rolle. Trotzdem ist auch die von Rechtsextremisten aus-
gehende Gefahr für die Demokratie weiterhin groß. 

Auf Bundesebene haben wir in Regierungsverantwor-
tung immer durchgesetzt, dass die Mittel für die Pro-
gramme gegen Rechts von Jahr zu Jahr verstetigt wur-
den. Durch den Einfluss der Thüringer SPD hat auch bei 
der Landes-CDU ein Umdenken eingesetzt. Sozialmi-
nisterin Heike Taubert hat für Thüringen ein Landes-
programm gegen Rechtsextremismus auf den Weg ge-
bracht. Allerdings müssen wir weiter dafür sorgen, dass 
die rechte Bedrohung nicht verharmlost wird. Daher 
lehne ich die Ergänzung der Präambel des Programmes 
hinsichtlich linksextremistischer Bedrohungslagen ab. 

Im Jahr 2009 ist die NPD bei der Landtagswahl in  
Thüringen nur knapp an der Fünf-Prozent-Hürde ge-
scheitert. In einigen Gemeinderäten sind die Rechtsex-
tremen jedoch vertreten. Außerdem versuchen rechte 
Funktionäre gezielt, Thüringer Vereine ideologisch zu 
unterwandern. Dies mit den Aktivitäten der Linken 
gleichzusetzen, kommt einer Verniedlichung der Ge-
fahr gleich. 

Der Kampf gegen den Rechtsextremismus ist keines-
wegs gewonnen. Es müssen weiterhin ausreichend fi-
nanzielle Mittel bereit gestellt werden, um die wich-
tige Arbeit vor Ort fortzuführen. Darüber hinaus müs-
sen die lokalen Bündnisse gestärkt und noch intensiver 
als bisher einbezogen werden. Und wir müssen die NPD 
endlich verbieten!  n

Gesundheitsreform ist unsolidarisch
Kostensteigerungen allein zu Lasten der gesetzlich Versicherten

Rechtsextremismus bleibt Gefahr
SPD-Politik in Thüringen erfolgreich

Vor Ort in Apolda: Karl Lauterbach und Steffen-Claudio Lemme
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Die SPD will die Schulden abbauen. Ein Ziel, dass die 
große Mehrheit der Bevölkerung unterstützt. Allerdings 
zerstören CDU/CSU und FDP mit ihrer Politik diesen ge-
sellschaftlichen Rückhalt. Auf die enorme Schulden-
last von Bund, Ländern und Kommunen antwortet die 
schwarz-gelbe Bundesregierung mit einem unsozialen 
und unsolidarischen Sparpaket. 

Schwarz-Gelb kürzt bei Familien, Geringverdienern 
und Arbeitslosen. Eltern, die Arbeitslosengeld II bezie-
hen, haben 300 Euro im Monat weniger zur Verfügung, 
weil sie kein Mindestelterngeld mehr erhalten. Jobsu-
chende, die ins Arbeitslosengeld II abrutschen, bekom-
men kein Übergangsgeld von bis zu 320 Euro monat-
lich mehr. Außerdem fallen der Rentenversicherungs-
beitrag für Langzeitarbeitslose und der Heizkostenzu-
schuss für Geringverdiener weg. Jemand, der trotz Ar-
beit auf Wohngeld angewiesen ist, muss deshalb er-
gänzende Sozialleistungen beantragen, um sich eine 
warme Wohnung leisten zu können. 

Am Ende zahlen die Kommunen drauf. Sie befi nden sich 
bereits in fi nanzieller Not, nicht zuletzt wegen schwarz-
gelber Steuerprivilegien für Hoteliers und reiche Erben. 
Jetzt kommen zusätzlich höhere Sozialkosten auf die 
Städte und Gemeinden zu. Geld für kostenloses Schules-
sen, für Schwimmhallen oder kommunale Kinos haben 
sie dann nicht mehr.

Wir kritisieren jedoch nicht nur den Kurs von CDU/
CSU und FDP. Zu unseren Vorschlägen für eine solide 
Haushaltspolitik zählt ein fl ächendeckender gesetzli-
cher Mindestlohn, der den Bundeshaushalt um etwa 
3,5 Milliarden Euro jährlich entlasten würde. Auch gäbe 
es deutlich weniger „Aufstocker“. Der Wegfall der er-
mäßigten Mehrwertsteuer für Hotelübernachtungen 
brächte 1 Milliarde Euro an zusätzlichen Steuereinah-

men. Und mit einem Spitzensteuersatz von 49 Prozent, 
der aus unserer Sicht ab einem Jahreseinkommen von 
100.000 Euro greifen soll, könnte der Bund mindestens 
rund 2,8 Milliarden Euro im Jahr mehr einnehmen. 

Mit diesen und weiteren Maßnahmen wäre die Neu-
verschuldung im Jahr 2011 um 6 Milliarden Euro nied-
riger als von CDU/CSU und FDP beschlossen. Mit Sozial-
kürzungen im Stile von Schwarz-Gelb überzeugt man 
die Bürgerinnen und Bürger nicht von der notwendigen 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen.  n

Sparen nicht bei den sozial Schwachen
Gesellschaftliche Akzeptanz für solides haushalten nicht zerstören

Carsten Schneider
ist	seit	1998	mitglied	des	deutschen	bundestages	und	vertritt	die	bürgerinnen	
und	bürger	aus	erfurt,	Weimar	und	dem	Grammetal	in	berlin.	

carsten	ist	haushaltpolitischer	sprecher	der	spd-bundestagsfraktion	und	sprecher	
der	spd-landesgruppe	thüringen.	außerdem	ist	er	stellv.	mitglied	im	Finanz-
ausschuss	und	im	ausschuss	für	Wirtschaft	und	technologie.	außerhalb	des	
bundestages	sitzt	carsten	u.	a.	im	Kuratorium	der	aktion	Gemeinsinn	e.	V.	und	
ist	stellv.	Vorsitzender	des	aufsichtsrates	der	Initiative	musik	gGmbh.

www.carsten-schneider.de
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In der Vergangenheit haben wir als SPD immer durch-
gesetzt, dass die Programme zum Städtebau fortlaufend 
Bundesmittel in enormer Höhe erhalten haben. Nach 
Thüringen flossen allein in den Jahren 2005 bis 2010 
rund 275 Millionen Euro. 

Jeder konnte beobachten, wie sich die Städte vor allem 
im Osten enorm vorwärts entwickelt haben. Die Förder-
programme haben ein Vielfaches an Investitionen an-
gestoßen und auch positive soziale Veränderungen in 
Gang gesetzt. Viele Regionen haben sich außerdem zu 
touristischen Anziehungspunkten entwickelt. Doch nun 
wickeln CDU/CSU und FDP die Programme ab.

Die Kürzungen bei der Städtebauförderung gefährden 
die Zukunft vieler Stadtteile und Projekte vor Ort. Quar-
tiersmanager befürchten das Aus für ihre jahrelange er-
folgreiche Arbeit – so gravierend sind die Einschnitte bei 
den nicht-investiven Maßnahmen im Programm „Sozi-
ale Stadt“. Aber gerade Initiativen etwa für Bildung und 

Beschäftigung verbessern die sozialen Lebenslagen und 
den Zusammenhalt in den Stadteilen. Hier werden die 
Kürzungen voll durchschlagen.

Bei den ostspezifischen Förderungen wie „Stadtum-
bau Ost“ und „Städtebaulicher Denkmalschutz Ost“ ste-
hen in den kommenden Jahren insgesamt rund 102 Mil-
lionen Euro weniger zur Verfügung. Für Städte und Ge-
meinden ist dies eine weitere Hiobsbotschaft, nach-
dem die Steuereinnahmen durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise eingebrochen sind. Im schlimmsten Fall 
bleiben Investitionsruinen in den Kommunen zurück. 
Baugewerbe und Handwerk verlieren Aufträge, wo-
durch Umsatzverluste in dreistelliger Millionenhöhe 
drohen. 

Wir waren gegen die Kürzungen. Am Ende konnten wir 
jedoch nur verhindern, dass sie nicht noch höher sind. 
Klar ist, dass wir uns auch beim Städtebau weiter für In-
vestitionen im Osten einsetzen werden.  n

Vor zehn Jahren hat die SPD den Atomausstieg 
beschlossen und die Energiewende eingeleitet. 
Schwarz-Gelb aber verlängert die AKW-Lauf-
zeiten und verlangsamt den Ausbau der er-
neuerbaren Energien.

CDU/CSU und FDP haben sich „ihre“ Politik 
von der Atomlobby diktieren lassen – auf Kos-
ten der Sicherheit und der erneuerbaren Ener-
gien. So können die Energiekonzerne ihre Ab-
gaben an den Klima- und Energiefonds steuer-
lich absetzen. Gleiches gilt für die Brennelemente-
steuer, wodurch die Länder und Kommunen 300 Milli-
onen Euro weniger Gewerbe- und Körperschaftsteuer 
einnehmen. Das reißt weitere Löcher in die öffentlichen 
Kassen. 

Viele Stadtwerke haben in effizientere Anlagen zur 
Energieerzeugung investiert. Jetzt werden sie neue In-
vestitionen zurückstellen oder nie realisieren. Gegen 
die gestärkte Position der vier AKW-Betreiber haben die 
kommunalen Versorger keine Chance auf einen fairen 
Wettbewerb.

In Ostdeutschland gibt es kein 
einziges Atomkraftwerk – al-

lerdings führende Unterneh-
men für regenerative Ener-
gien. Diese mussten im Jahr 
2010 eine Sonderkürzung der 
Einspeisevergütung für Solar-
strom um bis zu 16 Prozent ver-
kraften. 

Die Politik der Bundesregierung 
gefährdet einen wichtigen Standort-

vorteil des Ostens. Mitteldeutschland ge-
hört zu den größten Produzenten von Solarzellen welt-
weit. Allein in Thüringen arbeiten über 5.000 Beschäf-
tigte in der Solarindustrie. Viele könnten noch dazu 
kommen. 

Wir werden unsere Kritik und unseren Widerstand am 
rückwärtsgewandten Energiekonzept und vor allem an 
den Atomgesetzen von Schwarz-Gelb aufrecht erhalten. 
Gegen die Verlängerung der Laufzeiten wird die SPD vor 
dem Bundesverfassungsgericht klagen.  n

Städtebau setzt wichtige Impulse
Osten braucht die Investitionen 

Atomausstieg duldet keinen Aufschub
Energiekonzept bremst Ausbau der erneuerbaren Energien
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8   INFORMATIONEN DER ThüRINGER SPD-BuNDESTAGSABGEORDNETEN

Iris Gleicke 
Wahlkreis: 
Suhl – Schmalkalden-Meiningen – hildburghausen
Betreuungswahlkreise: 
Eisenach – Wartburgkreis – unstrut-hainich-Kreis II,
Gotha – Ilmkreis und Kreis Sonneberg 

Büro Suhl (Rosemarie Recknagel):
Würzburger Str. 3, 98529 Suhl 
Telefon:  (03681) 30 38 59   
Telefax:  (03681) 30 37 24 
E-Mail: iris.gleicke@wk.bundestag.de

Büro Schmalkalden (Dieter Schmidtke):
Weidebrunner Gasse 8, 98574 Schmalkalden
Telefon:  (03683) 46 78 30
Telefax:  (03683) 46 78 29
E-Mail: iris.gleicke@wk2.bundestag.de

Steffen-Claudio Lemme
Wahlkreis: 
Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I
Betreuungswahlkreise: 
Eichsfeld – Nordhausen – unstrut-hainich-Kreis I, 
Kreis Saalfeld-Rudolstadt und Saale-Orla-Kreis

Büro Sömmerda (heike hopfe-Arnold):
Weißenseer Str. 27, 99610 Sömmerda 
Telefon:  (03634) 31 71 61   
Telefax:  (03634) 31 71 63   
E-Mail: steffen-claudio.lemme@wk.bundestag.de

Büro Sondershausen (Steffen Sauerbier):
Ferdinand-Schlufter-Str. 23-25, 99706 Sondershausen
Telefon:  (03632) 54 28 99
Telefax:  (03632) 54 28 39
E-Mail: steffen-claudio.lemme@wk2.bundestag.de

Büro apolda (Jenny Füsting, Daniel Gross):
Goerdeler Straße 14, 99510 Apolda
Telefon:  (03644) 51 44 35
Telefax:  (03644) 51 44 37
E-Mail: steffen-claudio.lemme.wk05@wk.bundestag.de

Carsten Schneider
Wahlkreis: 
Erfurt – Weimar – Weimarer Land II
Betreuungswahlkreise: 
Gera – Jena – Saale-holzland-Kreis und Greiz – Altenburger Land

Büro erfurt (Brita Schweitzberger):
Andreasstr. 25a, 99084 Erfurt 
Telefon:  (0361) 2 66 68 15   
Telefax:  (0361) 5 66 07 95
E-Mail: carsten.schneider@wk.bundestag.de

Büro Weimar (Sven Steinbrück):
Goetheplatz 9b, 99423 Weimar
Telefon:  (03643) 7 73 70 00
Telefax:  (03643) 7 73 70 01
E-Mail: carsten.schneider@wk2.bundestag.de

Wir vor ort – unsere Wahlkreisbüros

Carsten Schneider

Steffen-Claudio Lemme

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Carsten 
Schneider

Steffen-Claudio Lemme

Steffen-Claudio Lemme

Iris Gleicke
Iris Gleicke

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Liebe Genossinnen und Genossen, 

unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unseren 
Wahlkreisbüros sind eure Ansprechpartner. Bei Termi-
nanfragen, bei Einladungen in eure Ortsvereine und 
Kreisvorstände, zu Diskussionsrunden oder zu Feierlich-
keiten und bei vielem mehr könnt ihr euch immer an 

sie wenden. Für eure politische Arbeit vor Ort erhaltet 
ihr von ihnen auch Informationen aus der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Außerdem seid ihr herzlich eingeladen, 
uns in Berlin zu besuchen. Über unsere Büros könnt ihr 
euch gern für eine Besucherfahrt anmelden.

Eure Iris, Euer Steffen und Euer Carsten


